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Morgen⸗ 


Dentſchland. 


Berlin, 14. April. Neben der ßrundſätz⸗ 
lichen Stellungnahme zu dem geſetzgeberiſchen Vor- 
gehen im Abgeordnetenhauſe bezüglich der Lehrer⸗ 
penfionen wird das Staatsminiſterium ſich, wie die 
„B. P. N.“ meinen, vor dem Eintritt in die 
Spezialberathung des Kommiſſtonsentwurfs auch 
über die Einzelheiten des letzteren ſchlüſſig machen. 
Es kommen dabei insbeſondere die Fragen, bis zu 
welchem Höchſtbetrage der Staat die Penſton über- 
nehmen ſoll, ſowie die Vorſchläge wegen aus- 
nahmsweiſer Behandlung der zur Zeit in dem 
vormaligen Herzogthum Naſſau, der Stadt Frank- 
furt und Hechingen angestellten Lehrer in Be⸗ 
tracht. 

5 Der von der Kommiſſton vorgeſchlagene Höchſt⸗ 
betrag von 900 M. erregt Bedenken, weniger aus 
ſiskaliſchen Geſichtspunkten, als weil es erwünſcht 
iſt, zur Vermeidung allzuvieler Penſtonirung, die 
Schulunterhaltungspflichtigen, wenn auch im ge- 
ringen Umfange, bei der Penſtonslaſt zu bethei- 
ligen. Auf der anderen Seite iſt zu bedenken, 
daß es ſich nicht empfiehlt, die kleinen Land ge⸗ 
meinden, in denen bisher die Penſionslaſt von dem 
Amtsnachfolger getragen wurde, für derartige 
Zwecke neu zu belaſten, und daß ſchon bei 


einer Herabſetzung des Maximume auf 800 M. 


2 


eine ſolche Neubelaſtung in allen Fällen eintreten 
würde, in denen der Lehrer den Höchſtbetrag der 
Penſion erreicht. 

Jene Aus nas mebeſtimmungen gaben troß der 
ihnen zur Seite ſtehenden Billigkeitsmomente aus 
dem Grunde zu Erinnerungen Anlaß, weil die 

mienpenſionsgeſetze ähnliche Hausa Ein 
nicht haben, und weil eine, wenn au 
nur 0 er 
theile ſich nicht empfiehlt. 

Berlin, 13. April. Die durch die Nachricht 
von dem Beginne der Feindſeligkelten an der 
afghaniſchen Grenze hervorgerufene gewaltige Auf- 
regung hat ſich, ſeitdem Publikum und Preſſe et⸗ 


was zuhiger über die Sache denken, und es wirk⸗ 
uch den Anſchein hat, als ob die Afghanen den 


ugriff Komarow's provozirt haben, einigermaßen 
gelegt. Gladſtone's Erklärungen haben ine beſon⸗ 
dere zur Beruhigung des Landes beigetragen, aber 
da man den Ruſſen nun einmal nicht recht traut, 
werden die Rüſtungen fortgeſet. Die Tages 
preſſe fährt fort, der Regierung an's Herz zu 
legen, Rußland gegenüber eine feſte Haltung an- 
zunehmen, da nur dadurch der Frieden aufrecht 
gehalten werden könne. Die „Pall Mall Gazette“ 
dagegen empfiehlt der Regierung auf das Drin- 
gendfte, die Thatſachen wohl abzuwägen, ehe fie 
an die ruſſiſche Regierung ein Ultimatum ſtelle, 
das ſie beim Lichte neuerer Nachrichten vielleicht 
zurückzuziehen baben dürfte. Wenn die ruſſiſche 
Behauptung richtig iſt, ſagt das Blatt, hat die 
Lage keine Aenderung erfahren, und wir ſind 
nicht berechtigt, auf eine Verletzung des Waffen⸗ 
ſtillſtandes ſeitens unſerer eigenen Bundesgenoſſen 
irgend welche weiteren Forderungen an die Ruſſen 
zu begründen. In dieſem Falle ſcheint in der 
That die andere Seite Recht zu haben. 

Aus Rawulpindi wird unterm 10. d. gemel- 
det, daß der Emir von Afghaniſtan die Nachricht 
von dem Gefechte bei Pendjeh mit größter Ge⸗ 
müthsruhe entgegennahm. Er ſagte, er ſei ſeit 
geraumer Zeit davon überzeugt, daß die Ruſſen 
beabſichtigen, nach Herat vorzurücken. Der Emir 
war anfänglich abgeneigt, ſeine Zuſtimmung zum 
Einmarſche britiſcher Truppen in Afghaniſtan zu 
geben. Seit der Nachricht von der Schlacht bei 
Pendjeh hat er ſeine Sinnesart jedoch geändert, 
und es beißt nun, er ſei ganz bereit, britiſchen 
Truppen zu geſtatten, nach Candahar und Herat 
vorzurücken. 

Der Verliner Korreſpondent der „Morning 
Poſt“ meldet unterm 10. d.: 

„Der Kaiſer von Deutſchland hat in ent- 
ſchiedener Weiſe ſeine Meinung ausgedrückt, daß 
die Agreſſion an der Grenze von Afghaniſtan von 
Seiten der Ruſſen ausging. Nach einer Be- 


ſprechung des Kaiſers mit dem Fürſten Bismarck 


wurden Depeſchen von der größten Wichtigkeit un- 
verzüglich nach London und St. Petersburg ge 
ſandt, die den Zweck haben, beide Mächte zu be⸗ 
wegen, ihre Differenzen einer ſchiederichterlichen 
Entſcheidung zu unterbreiten. Auch werden in 
dieſem Augenblick mit Wien und Rom Anſichten 
über dieſen Gegenſtand ausgetauſcht. Die Aus- 
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Dienſtag, den 


ſicht auf das Ausbrechen eines Krieges berührt 
den Kaiſer äußerſt ſchmerzlich. Sollte Rußland 
bet feiner gegenwärtigen Politik beharren, dann 
erklärt Deutſchland, den Skiernievicer Vertrag da⸗ 
durch als annullirt zu betrachten (9), da deſſen 
Zweck die Aufrechterhaltung des Friedens war.“ 

Unter der Ueberſchrift „Eine Ausſicht auf 
Frieden“ ſchreibt die „Pall Mall Gazette“ heute 
u. A.: „Die größten Sicherheiten für den Frie⸗ 
den, abgeſehen von dem geſunden Verſtande des 
Zaren einerſeits, und Mr. Gladſtone's anderer- 
ſeits, ſind: 1) der Entſchluß des deutſchen Kai⸗ 
ſers, den Krieg, wenn möglich zu verhindern; 2) 
der ſtarke Druck der kombinirten finanziellen In- 
tereſſen Europas zu Gunſten des Friedens; und 
3) hauptſächlich der Umſtand, daß der Emir den 
Durchmarſch engliſcher Truppen durch Afghaniſtan 
mit Ungunſt betrachtet, obgleich ſie dies zur Be⸗ 
kriegung des Siegers von Pul-i-Khiſti an feiner 
weſtlichen Grenze thun mögen. Abdurrhaman iſt 
ein kluger und ſchlauer Mann. Er weiß wohl, 
daß, wenn er unter irgend einem Vorwande die 
Zulaſſung einer großen europäiſchen Streitmacht 
in Afghaniſtan billigt, Zweidrittel ſeiner Unter- 
thanen die Lehenstreue gegen ihn abſchwören, und 
die Ungläubigen, die ihr Land durchziehen, an⸗ 
greifen würden. Die Afghanen ſind ſtets dle 
Feinde der erſten Ankömmlinge, und alle Befehle 
des Emirs werden jle nicht bewegen, die frü⸗ 
heren Sieger von Kandahar und Kabul als Freunde 
zu empfangen, ſelbſt wenn dieſe ſich auf dem 
Marſche befinden, um die Ruſſen am Kuſchk zu 
bekämpfen. Der Umſtand, daß wir nicht aneinan⸗ 
der gerathen können, iſt die weſentlichſte Bürg- 
ſchaft für den Frieden“. 

— Die „Nationalliberale Korreſpondenz“ 
enthält unter der Ueberſchrift „Parlament und 
auswärtige Politik“ einen Artikel, den wir bei 
feiner prinzipfellen Bedeutung vollſtändig folgen 
laſſen: 

„In der Erklärung, welche der neue ſren⸗ 
zöſiſche Miniſter-Präſident (ſeit Napoleons Sturz 
der neunzehnte) in der Deputirtenfammer verlas, 
findet ſich u. A. die Stelle, daß die Regierung 
eniſchloſſen ſei, den Charakter der Tonkin-Expedi⸗ 
tion nicht ohne Genehmigung des Parlaments zu 
ändern. Wenn man bedenkt, welche traurige 
Rolle gerade das franzöſiſche Parlament in dieſer 
Phaſe der franzöſiſchen Geſchichte geſpielt hat, 
und wie daſſelbe bei dem Sturze Ferry's eher 
einem Tollhaus, als einer Verſammlung vernünf- 
tiger Männer glich, ſo erhalten die obigen Worte 
des Herrn Briſſon eine eigenthümliche eleuch⸗ 
tung. Man darf kühnlich behauplen, daß das 
frühere Miniſterium hauptſächlich durch feine, 
allerdings gezwungene Rückſichtnahme auf das 
Parlament in feiner diplomatſſchen Aktion China 
egenüber lahm gelegt ward, und daß Derry 
zweifellos geſchickter und erfolgreicher hätte opert⸗ 
ren können, wenn nicht bei jeder neuen Wendung 
die Deputirtenkammer den Ausſchlag gegeben hätte. 
Unwillkürlich ſteigt aber bei dieſen Vorgängen wie 
der die Frage auf, ob und wie weit einem Par- 
lament eine Einwirkung auf die auswärtige Po⸗ 
litit eines Staates eingeräumt werden. Iſt die 
auswärtige Politik, wie ſie ſich mit ihrem diplo⸗ 
matiſchen Apparat geſtaltet, überhaupt in einer 
Volke - Vertretung zu erörtern, kann fie ihrem 
innerſten Weſen nach von einer Verſammlung 
von vierhundert Perſonen oder mehr kontrollirt 
werden? Hierauf läßt ſich nur mit einem deut⸗ 
lichen Nein antworten. Ein Kabinet, welches 
eine halbwegs erfolgreiche Politik treiben will, 
kann ſeine Beſchlüſſe unmöglich von denen eines 
Parlaments abhängig machen und iſt nicht in der 
Lage, vor Aue führung ſeiner Maßnahmen die 
Landesboten um ihre Meinung zu befragen. Im 
Großen und Ganzen muß ſiteß in einem ken 
fitutionellen Staate auch die auswärtige Politik 
mit der Majorität dee Volkes in Uebereinſt em. 
mung befinden, eine Kontrolle im Einzelnen über 
die von dem jeweiligen Staatsmann ergriffenen 
Maßregeln kann aber abſolut nicht ausgeübt wer⸗ 
den. Abgeſehen davon, daß ſich eine Regierung 
durch eine öffentliche Behandlung threr internen 
Angelegenheiten die beſten Vortheile aus der Hand 
geben würde, dürften auch die ditsbezüglichen 
Debatten in einem Parlament böchſt weitſchwei⸗ 
fend und unfruchtbar werden. Ein derartig Ton- 
frutrter Staat wäre mit einem Schiffe zu ver⸗ 
gleichen, an deſſen Steuerrad der Eine vor-, der 
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Andere rückwärts dreht. Zum Staatsmann wird 
man geboren, nicht erzogen, und bei einem Reſ⸗ 
fort, wie dem Auswärtigen, wo ſich die Thätig⸗ 
keit in einem leitenden Kopf konzentrirt, wo es 
der einheitlichſten Direktion und oft der raſcheſten 
Ausführung der gefaßten Beſchlüſſe bedarf, muß 
eine außerhalb derſelben ſtehende Einwirkung ſo 
viel als möglich abgeſchwächt werden. Die lang- 
jährige parlamentariſche Geſchichte Englands lehrt 
uns, daß die im Unterhaus über die auswärtige 
Politik geführten Debatten ſtets ſo gut wie re⸗ 
jultatlos verlaufen find, indem der leitende Staats- 
mann die geforderten Aufſchlüſſe nicht zu geben 
vermochte, ohne ſeine Politik zu gefährden, und 
darum die Interpellanten mit nebenſächlichen 
Dingen und Aus flüchten abſpeiſte. Der eine 
Miniſter zog ſich mit allgemeinen Redensarten aus 
der Affaire, der andere verweigerte es im Intere ſſe 
des Staates geradezu, der Interpellation Rede 
zu ſtehen, der dritte erklärte zwar, bereit⸗ 
willigſt jeden Aufſchluß ertheilen zu wollen, und 
gab ſodann eine Unwabrheit oder eine reiflich 
überlegte doppelſinnige Antwort zum Beſten. 
Oder will man es vielleicht eine Aus kunft 
nennen, wenn Lord Palmerſton die Anfrage, 
warum die engliſche Regierung zugegeben, daß 
den Wiener Verträgen zuwider von 
Oeſtertceich inkorportrt worden, mit der 
laut applaudirten Gegenfrage beantwortete: 
„ob etwa Linienſchiffe nach Krakau hinauffahren 
könnten?!“ Einen richtigen Einblick in die diplo⸗ 
matiſchen Verhandlungen hat das engliſche Par- 
lament trotz aller Blaubücher niemals erhalten, 
indem die wichtigſten und entſcheldenſten Aktenſtücke 


von dem Kabinet ſtets zurückgehalten wurden; ja 


Lord Palmerſton erklärte es ſogar für eine Pflicht 
widrigkeit der Regierung, „dem Parlament Stücke 


der Korreſpondenz vorzulegen, die bloße Meinun⸗ 


gen oder vertrauliche Mittheilungen vom Auslande 
enthalten und deren Veroffentlichung dem Dienſt 
nachtheilig ſein und die Zwecke vereiteln würde, 
die Parlament und Regierung im Auge haben 
müſſen.“ Die Folgen elner derartigen, um einen 
gelinden Ausdruck zu gebrauchen, ungeſchickten Ver 
oͤffentlichung hat Lord Granville erſt kürzlich bitter 
empfinden müſſen. Es bleibt immer ein gefähr- 
liches Experiment, die feinen Fäden, welche die 
diplomatiſchen Verhandlungen zwiſchen den Staa- 
ten ſpinnen, bloß zu legen, wenn man nicht die 
geübte und kräftige Hand beſitzt, um den ſich 
ſchlingenden Knoten im eigenſten Intereſſe wieder 
zu löſen. Wir können nur wünſchen, daß ſich der 
deutſche Reichstag die weiſe Zurückhaltung, welche 
er im Vertrauen auf die hohe Staatskunſt unſeres 
Reichskanzlers in Sachen der auswärtigen Politik 
ſtets gezeigt hat, auch fürder bewahre, und daß 
die Verſuche gewiſſer unfehlbarer Parlamentarier, 
auch auf dieſem Gebiete den Meiſter ſpielen zu 
wollen, ſich nicht wiederholen mögen. Ein ſehr 
lehrreiches Beiſpiel, wie verhängnißvoll die parla- 
mentariſche Einwirkung auf die auswärtige Politik 
werden kann, haben wir jetzt in Frankreich vor 
uns, wo eine kopfloſe, aus den heterogenſten Ele⸗ 
menten zuſammengeſetzte Mehrheit das Minifterium 
Ferry in dem Moment ſtürzte, als daſſelbe hart 
vor dem Abſchluß eines günſtigen Friedens mit 
China fand. Nach den jüngften Vorgängen an 
der Seine wird das iranische Wort eines eng- 
liſchen Blattes zur bitteren Wahrheit, daß die 
chineſiſche Diplomatie nur darum der franzöͤſiſchen 
überlegen ſei, weil ſie kein Parlament, wie die 
letztere, beſitze.“ i 


— Dem Bundesrath iſt im Auftrage des 
Kaiſers der am 20. v. Mts. in St. Petersburg 
von den beiderſeitigen Bevollmächtigten unterzeich⸗ 
nete Entwurf eines Auslieferungsvertrages zwiſchen 
dem deutſchen Reiche und Rußland zur Genehmi- 
gung vorgelegt worden. Der Vertragsentwurf 
lautet in deutſcher Ueberſetzung: 

Artikel 1. Die hohen vertragſchließenden 
Theile verpflichten ſich, einander auf dieſerbalb 
geſtellten Antrag diejenigen Angehörigen des er- 
ſuchenden Theiles auszuliefern, welche von den 
Gerichten des erſuchenden Landes wegen einer der 
nachſtebend aufgeführten, nach den Geſetzen des 
betr. Landes ſtrafvaren Handlungen verurtheilt 
And oder verfolgt werden und ſich der verdienten 
Strafe durch die Flucht entzogen haben: 

1) wegen eines der nachſtehend kezeichreten 

Verbrechen und Verbrechen oder wegen 
Vorbereitungen zu deren Ausführung, 
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9 
wenn dieſe Verbrechen und Vergehen 
von dem Deutſchen, deſſen Auslieferung 
beantragt wird, gegen Se Majeſtät den 
deutſchen Katſer, König von Preußen, 
oder ein Mitglied feiner Familie oder gegen 
den Landesherrn eines andern zum Reich 
gehörigen Staates oder ein Mitglied 
der Familie dieſes Landesherrn, und von 
dem ruſſiſchen Unterthan, deſſen Aus. 
lieferung beantragt wird, gegen Se. 
Majeſtät den Kaiſer aller Reußen oder 
ein Mitglied ſeiner Familie begangen 
ſind. 5 

a) Todtſchlag, 8 

b) Thätlichkeit, 

e) Körperverletzung, 

d) vorſätzliche Beraubung der Freiheit, 

e) Beleidigung; 2 
wegen Mordes oder Mordverſuch ; 
wegen rechtswidriger Herſtellung oder 
rechtswidrigen Befiges von Dynamit oder 
anderen Sprengſtoffen. u, 

Artikel 2. In allen anderen Fällen, in 1 

welchen die Auslieferung von einem der beiden 
vertragſchließenden Theile wegen eines Verbrechens 
oder Vergehens beantragt wird, welches nicht in 
Artikel 1 erwähnt iſt, wird dem Antrag von der 
Regierung, bei welcher er geſtellt iſt, mit Rück⸗ 
ſicht auf die freund nachbarlichen Beztebungen, 
welche die beiden Länder verbinden, Folge gege- 
ben werden. — 


— 


D 
% 
N 


2) 
3) 


Artikel 34 Der mſtand, daß 
brechen oder Vergehen, wegen deſſen di 
ferung beantragt wird, in einer politiſchen 
Abſicht begangen iſt, ſoll in keinem Falle als 
Grund dienen, um die Auslieferung abzulehnen. 

Artikel 4. Der gegenwärtige Vertrag wird 
ratiſizirt, und die Ratifikations - Urkunden wer⸗ 
den ſobald als möglich aus gewechſelt werden. 
Derſelle wird zehn Tage nach der Aus⸗ 
wechslung der Ratiſikatlons - Urkunden treten 
und bleibt in Kraft bis nach Ablauf von 
6 Monaten von dem Tage an gerechnet, an wel⸗ 
chem der eine oder der andere der hoben ver 
tragſchließenten Theile ihn gekündigt haben ſollte. 
Zu Urkund deſſen haben die beiderſeitigen Bevoll- 
mächtigten den gegenwärtigen Vertrag unterzeih- 
net und ihre Siegel beigedrückt. ** 9 

(gez.) von Schweinitz. 
(gez.) Glers. 

Diefer neue Entwurf trägt fo gut wie ga 
nicht den Ausſtellungen Rechnung. Der Att. 2 
iſt ſogar im Vergleich mit dieſem Abkommen noch 
verſchlechtert; er iſt jo allgemein gefaßt, daß er 
eigentlich zur Auslieferung in allen Fällen ver⸗ 
pflichtet und die Artike! 1 und 3 überſlüſſig 
macht. a Er: 


— Der Minifter des Innern hat den Ober 45 
Präfidenten die Verbreitung der ſogenannten Na- 
tural- Berpflegungs - Stationen 
empfohlen und mitgetheilt, daß letztere in einzel- ; 
nen Theilen des Staates ſchon jetzt eine ziemlich ! 
erhebliche Ausdehnung genommen haben, während 
die Mehrzahl der Provinzen über Anfänge bis⸗ 
her noch nicht hinausgekommen iſt, desbalb wer⸗ 
den die Ober- Präfiventen erſucht, ihren Einfluß 5 
dahin geltend zu machen, daß diejenigen Kreis 
und ähnlichen Verbände, welche bisher der Frage 
wegen Anſchluſſes an dieſe Organijation über⸗ 
haupt noch nicht näher getreten oder aber den 
Anſchluß verweigert, ſich zur Eimichtung ſolcher 
Stationen bereit erllären oder auf anderem Wege 
zum ſelben Ziel gelangen. Von deſonderer Wich! 
tigkeit erſcheine es hierbei, daß ſoweit irgend thun⸗ 

lich den umherzſehenden Wanderern Beherbergung 
und Verpflegung nur auf Grund einer vorherge⸗ 
henden Arbeitsleiſtung gewährt werde. = 


— Aus Ottawa wird unterm geſtrigen Da-. 
tum gemeldet: 5 2425 

Der Häuptling der Schwarzfuß-Indianer, 
Krähenfuß, hat der Regierung telegraphiſch aunge⸗ 
zeigt, daß er an dem Kriege gegen die Weißen 
nicht theilnehmen werde. General Middleton iſt 
in raſchem Vormarſche gegen die Aufſtändiſchen, | 
man erwartet ſchon in den nächſten Tagen einen 
Zufammerftoß deſſelben mit dem Feind. Die 
Provinz Manitoba iſt durch einen Einfall von 
Indianern aus der nordamerikaniſchen Union deim⸗ 
geſucht; letztere ziehen ſengend und plündernd 
durch das Land, von Winnipeg aus wurden Truv⸗ 
ven gegen dieſelben abgeſendet. “A 
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abgeſchloſſenen Friedenspräliminarien ſetzt. 
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Ausführung dieſer Prinzipien denken. 


Straßburg i. E., 9. April. Biſchof Stumpf 
hat in der Charwoche eine Romfahrt angetreten. 
In dem Rundſchreiben, welches er aus dieſem 


2 Anlaſſe veröffentlicht, wird nicht ohne Abſicht, 


wie ſcheint, hervorgehoben, daß der Biſchof frei⸗ 


willig nach Rom reiſt, um an den Gräbern der 
Apoſtel zu beten und dem heiligen Vater feine 


Ehrfurcht und Ergebenheit zu bezeugen, welchem 


er auch den Peterspfennig aus dem Bisthum 


überbringt. Der Biſchof reift alſo nicht „ad 
audiendum verbum“, wie wohl manche gewünſcht 
hätten, welche ſeit langer Zeit bemüht ſind, den 


Biſchof wegen ſeiner Nachgiebigkeit gegen die Re⸗ 


gierung, das heißt, well er ſich den Geſetzen fügt, 
in Rom anzuſchwärzen. 


Ausland. 


Paris 9. April. Das Miniſterium Briſſon⸗ 
Freycinet hat nun faſt einen ganzen Monat vor 
ſich, um ſich einzurichten, indem die Kammern bis 
zum 4 Mai in Ferien gegangen ſind. Bisher 
hat die Kammer ihre Budgetkommiſſion und einen 
neuen Präſtdenten, an Stelle Briſſons, gewählt. 
In die Budgetkommiſſion wählte fie 24 Gambet ; 
tiſten und nur 9 anderen Fraktionen angehörige 
Mitglieder. Zum Präfidenten der Kammer aber 
ernannte fie Floquet, einen Gegner der Gambet⸗ 
tiſten. Dies beweiſt zur Genüge, daß die Gam⸗ 
bettiſten immer recht wacker zuſammenhalten und 
daher die mächtigſte Partei geblieben) find. Floquet 
verdankt ſeine Wahl den Monarchiſten, obwohl er 
nur 179 Stimmen erhielt, wogegen 175 auf Fal- 
lieres, den Kandidaten der Gambettiſten und Mit- 
glied des eben abgetretenen Kabinets Ferry, fielen. 
Es wird daher nach den Ferien jedenfalls zu leb⸗ 
haften Parteikämpfen kommen. Durch ihr Ueber⸗ 
gewicht in der Budgetkommiſſton haben die Gam- 
bettiſten eine gewichtige Poſition inne, welche fie 
wohl ausbeuten dürften Es muß hierbei erin⸗ 
nert werden, daß einſt Gambetta mittelſt der 
Budgetkommiſſton, deren Präſident er war, jahre⸗ 
lang die ganze Regierung im Schache hielt oder 
vielmehr förmlich beherrſchte. Diesmal hat die 
Budgetkommiſſion Rouvier, der mit Gambetta und 
zuletzt mit Ferry im Mintfterium geſeſſen, zum 
Präſidenten erwählt. Zu Vizepräſidenten erwählte 
fie Baihaut und Labuze, alle bei de Unterſtaatsſe⸗ 
kretäre im verfloſſenen Kabinet und wackere Gam⸗ 
bettiſten. Die Budgetkommiſton iſt deshalb eine 
wohlverwahrte Burg des Gambettismus, dem auch 


ihr General- Berichterſtatter, Jules Roche, angehört. 


Der jetzige Konſeilspräſident, Briſſon, hat 


1 ſich ſtets als Atheiſt bekannt und in ſeinen letzten 
Wahlprogrammen Konſiskation des Beſitzes der 


dens leute und deren Austreibung, Abſchaffung 


des Kultusbudgets und des Konkordats gefordert. 


Als Miniſter jedoch dürfte er ſchwerlich an die 
Hat er 
ch ſchon, bei Uebernahme des Juſtizminiſteriums, 
en Kultus davon getrennt, und mit dem Unter- 


zit vereinigt, welcher von Goblet übernommen 
wurde. 
trotzdem nicht intolerant gegen Andersdenkende 
und Kiechlichgeſinnte, wie die meiften anderen Re⸗ 
paublikaner. 


des gegenwärtigen Verhältniſſes zwiſchen Kirche 


10 


Letzterer iſt zwar ziemlich radikal, aber 


Goblet iſt vielmehr für Beibehaltung 


und Staat. An eine Trennung der beiden oder 


ſonſtige radikale Maßregel auf kirchlichem Gebiete 
iſt überhaupt vor den nächſten Wahlen nicht zu 
denken. 


In der in der Kammer verleſenen Deklara⸗ 
tion des Miniſteriums verſpricht Faſſelbe loyale, 
aufrichtige und freie Wahlen, hofft alſo, bis dort⸗ 
Durch die langen 
Ferien wird aber die Seſſion jedenfalls auch in 
die Länge gezogen und werden die Neuwahlen 
ſchwerlich vor dem äußerſten Termine, September 
oder Oktober, ſtatthaben können. Bis dabin iſt 
aber auch eine weitere Miniſterkriſte nicht ausge⸗ 
ſchloſſen. 


Vor ihrer Vertagung haben die Kammern 


dem Miniſterium 200 Mill. für die Tonfin- Er- 


pedition, d. h. den Krieg mit Cbina, zur Verfü⸗ 
gung geſtellt, nachdem das Kabinet erklärt ha'te, 
fie wolle dieſen der Ehre und den Intereſſen 


Frankreichs entſprechend beenden, reſp. weiterfüh ⸗ 
ren, bis das vorgeſteckte Ziel erreicht ſein wird. 
Hieraus geht ſchon zur Genüge hervor, daß man 


kein allzu großes Vertreuen in die jetzt mit China 
Als 


Vertreter Chinas fungirte bei dieſem Abſchluß der 


* 


Engländer Campbell, welcher ſeinerſeits ſeine Voll- 
machten von ſeinem Landsmann Hart zu haben 


bveorglebt, welcher an der Spitze der chineſiſchen 


Diounanen ſteht. 


en 
* 1 


Eines iſt ſicher, wenn die Feind⸗ 
ſeligkeiten am 10. April eingeſtellt werden, wie 


Dees die Friedenspräliminarien feſtſtellen, jo hat 


* 


China von dieſem Tage ab freien Verkehr zur 


See und kann ſeine in Europa und Amerika ge⸗ 
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Pe. 


beginnen ſollten. 


kauften Waffen unbehindert einführen. Zieht ſich 
dann der Abſchluß des Friedens lange Monate 
bin, jo iſt China mit allem Nöthigen wohlver- 
ſehen, wenn die Feindſeligkeiten etwa wiederum 
So viel iſt nun freilich für die 
jetzige franzöſiſche Regierung gewonnen, daß ihr 


nunmehr ausgiebige Geldmittel zur Verfügung 


ſtehen, um in umfaſſender Weiſe gegen China 
vorzugehen. Wenn die Chineſen darauf rechneten, 


. 2 daß mit dem Rücktritt Ferrys Frankreich ſeine 


Anſprüche herabſtimmen werde, haben ſie ſich offen ⸗ 
bar ſehr getäuſcht. N 


In Paris herrſcht ſeit mehreren Wochen ſtets 


rauhes, unfreundliches Wetter und faſt beſtändig 


ſcharfe Winde. 
über ähnliches Wetter geklagt, bei z dem( die! ge⸗ 
ſäammte Vegetation zurückbleibt. r Bm 
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Auch im übrigen Frankreich wird 


BER 
Paris, j12. April. Das dom Nomſtecp der 
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tete Ballfeſt zu Gunſten der Pariſer Armen und 
der bei Tonkin Verwundeten hat geſtern Abend im 
neuen Stadthauſe ſtattgefunden, deſſen prachtvolle, 
allerdings erſt halbfertige Salons und Feſtgalle⸗ 
rien dadurch eingeweiht wurden. Das Feſt hatte 
großen Erfolg, namentlich wurde der Zweck er- 
reicht, da die Einnahme wahrſcheinlich 200,000 
Franken überſteigt. Obgleich alles vorzüglich or⸗ 
ganiſirt war, herrſchte doch zeitweiſe ein entſetz⸗ 
liches Gedränge. Die Geſellſchaft war natürlich 
ſehr gemiſcht, alle Parteien wie die verſchiedenſten 
geſellſchaftlichen Kreiſe, auch die Demimonde wa⸗ 
ren vertreten. Grevy und Briſſon hatten ſich ent⸗ 
ſchuldigt, die übrigen Miniſter waren erſchienen. 
Mitglieder ſämmtlicher Botſchafter und Gejandt- 
ſchaften waren anweſend, mit Ausnahme der ſpa⸗ 
niſchen Botſchaft, deren Mitglieder aus nahe lie ⸗ 
genden Gründen abgelehnt hatten. Bekanntlich 
wurde dieſes Feſt zum Vortheil der Pariſer Ar- 
men von einigen Journalen erfunden, als der 
„Figaro“ und die Direktion der Großen Oper den 
Vorſchlag gemacht hatten, ein Feſt zum Vortheil 
der durch die Erdbeben in Spanien Geſchädigten 
zu veranſtalten. Der Stadthausplatz war poli- 
zeilich abgeſperrt. Zweimalige Verſuche ſtarker 
Banden, die durch Poliziſten und Gardiſten ge- 
bildete Kette zu durchbrechen, wurden nicht ohne 
Mühe zurückgewieſen. Das zweite Mal mußte 
Kavallerie auf die Menge zum Angriffe los- 
reiten. 

Paris, 12. April. Die radikale Preſſe ver- 
langt bereits unter allerlei Drohungen vom Ka⸗ 
binet Briſſon⸗Freycinet die unverzügliche Entfer⸗ 
nung der zahlreichen angeblichen „Kreaturen“ des 
Kabinets Jules Ferry, welche in verſchiedenen mi⸗ 
niſteriellen Departements die einträglichſten Poſten 
bekleiden, ſowie die Erſetzung durch bewährte Re⸗ 
publikaner, das heißt durch Radikale. Bis jetzt 
ſcheint es nicht, als ob das Minifterium geneigt 
wäre, dieſer Aufforderung Folge zu leiſten, was 
natürlich nicht ausſchließt, daß zahlreiche Aen⸗ 
derungen im Beamtenperſonal ſtattfinden werden. 
Der „Temps“ dementirt auch die Nachricht, daß 
der Polizeipräfekt Camescafje ſeine Entlaſſung ein- 
gereicht, und daß der Miniſter des Innern Allain- 
Targé dieſe Demiſſion verlangt habe. In Bezug 


auf das diplomatiſche Korps iſt nur von der Er⸗ 


ſetzung des franzöſiſchen Botſchafters in Madrid, 
Baron Michels, die Rede. Der franzöſiſche Bot- 
ſchafter in London, Waddington, wird hier erwar- 
tet, und zwar, wie der „Temps“ jagt, in drin- 
genden perſönlichen Angelegenheiten. Waddington 
wird aber nach wenigen Tagen nach London zu- 
rückkehren. Der franzöſiſche Botſchafter in Peters- 
burg, Appert, hatte Urlaub erhalten, unter den 
gegenwärtigen Verhältniſſen hat er jedoch darauf 
verzichtet und verbleibt auf ſeinem Poſten. 
Konftantiuopel, 7. April. So lange die 


Spannung zwiſchen Englan d und Ru ß 
land dauert, beſorgt jede der beiden Mächte, 


daß die Türkei ſich der andern anſchließen möchte. 
Insbeſondere auf engliſcher Seite ſcheint dieſe 
Beſorgniß groß geweſen zu ſein, und iſt da man- 
cherlei „geklügelt“ worden, um die Pforte zur 
engliſchen Anlehnung zu vermögen. Der Sultan 
hat ſich indeſſen für eine völlig neutrale Haltung 
entſchieden, und zwar ganz ſelbſtſtändig; die feſt⸗ 
ländiſchen Mächte, welche außerhalb des Streites 
ſtehen, haben nicht etwa durch Rathſchläge einen 
Einfluß in der Angelegenheit zu üben geſucht; 
höchſtens von franzöſiſcher Seite ſcheinen einige 
Worte gefallen zu ſein, welche der Pforte zur 
Neutralität riethen, die übrigen haben ſich jeder 
Aeußerung enthalten. Die Bemühungen, ein tür⸗ 
kiſch-engliſches Einverſtändniß herbeizuführen, dauern 
jetzt noch fort, hauptſächlich durch Haſſan Fehmi 
und Genoſſen; ich glaube aber, daß auch dieſe 
Strebungen unter die Rubrik „Tripotage“ zu ver ⸗ 
weiſen find. Haſſan Fehmi wird noch nicht ab- 
berufen; er hat in der Umgebung des Sultans 
eine große Partei — alle Feinde des Groß vezirs 
und Freunde des Baron Hirſch — für ſich, und 
es ſcheint, daß er ſeit dem Londoner Zwiſchenfall 
in der Gunſt feines Herrn eher geſtiegen als ge- 
fallen iſt. 


Stettiner Nachrichten. 

Stettin, 14. April. In Bezug auf die 

ſtrengere Strafbeſtimmung des § 193 Str.-G.- 
B. wegen unberechtigten Jagens zur Nachtzeit 
bat das Reichsgericht, 5. Strafſenat, durch Urtheil 
vom 27. Januar d. 3. ausgeſprochen, daß die 
Nachtzeit nicht mit Sonnenuntergang, ſondern mit 
Eintritt der nächtlichen Dunkelheit beginnt. 
Der Stettiner Lloyddampfer „Kätie“, 
Kapt. C. Petrowsky, iſt heute Vormittag wohlbe⸗ 
halten in Kopenhagen von Newpyork eingetroffen 
und wird nach Entlöſchung der für dieſen Platz 
beſtimmten Ladung ſeine Reiſe nach hier fortſetzen, 
wo er am 17. oder 18. d. Mts. zu erwarten iſt. 
Die Abfahrt von Stettin nach Newyork findet am 
28. d. ſtatt. 5 

— Am Sonntag verſtarb hierſelbſt der Stadt- 
älteſte Wilbelm Schmidt im Alter von 65 
Jahren. Während einer langen Reihe von Jah- 
ren wirkte der Verſtorbene in hervorragender Weiſe 
in ſtädtiſchen Aemtern, zunächſt als Armenkom⸗ 
miſſions⸗Vorſteher, ſodann als Stadtverordneter 
und zuletzt als Stadtrath, außerdem hatte er be⸗ 
reitwilligſt mehrere Ehrenämter übernommen. In 
Folge anhaltender Kränklichkeit trat er vor 2 Jah⸗ 
ren von allen Aemtern zurück. 

— Landgericht. Strafkammer 3. 
Sitzung vom 13. April. Eine Anklage betraf 
Uebertretung des Nahrungsmittel-⸗Geſetzes. Der 


Fleiſchermeiſter G. W. Nadler aus Bahn hatte 


am 15. November v. J. auf dem Markt zu Grei- 


e und dem Pariſer Gemeinderathe Averanſtal⸗fenhagen das Fleiſch eines Schweines verkauft, 
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welches Rart mit Finnen durch ſetzt I 
an, er habe das Fleiſch vorſchri 
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äßig durch den zur zweiten 
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u giebejterobiffereng hindeuten — Frerichs zählte, als er 
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Ehe ſchritt, bereits fünfzig Jahre —, 


Fleiſchbeſchauer unterſuchen laſſen und jet daſſelbe fragte er bel der Brautwerbung die kaum Zwanzig⸗ 
für gut befunden worden, erſt auf dem Markt] jährige: „Wollen Sie meine Wittwe werden?“ 
babe er eine, aber auch nur eine Finne bemerkt. — „Nun, das Paar hat immerhin noch ſechszehn 
Durch das Gutachten eines Sachverſtändigen wurde] Jahre in glücklichſter Ehe gelebt. Vier Kinder 
je doch feſtgeſtellt, daß in dem Fleiſch maſſenhaft entſproſſen der Verbindung, von denen das ältefte 
Finnen waren, welche von N. ſchon beim Zer- jedoch in zartem Alter verſtarb. 


legen des Fleiſches hätten geſehen werden müſſen. 
Unter dieſen Umſtänden wurde Nadler wegen 
wiſſentlichen Verkaufs ungeſunden Fleiſches zu 1 
Woche Gefängniß verurtheilt. 

Ohne jede Veranlaſſung ſchlug am 20. De- 
zember v. J. der Schiffszimmerlehrling Paul Rob. 
Max Weidemann in Züllchow den Arbeiter 
Karl Marten mit einem ſcharfen Inſtrument derart 
auf den Kopf, daß M. eine Verletzung erhielt, 
weiche während 5 Wochen ſeine Unterbringung im 
Krankenhaus nöthig machte. Deshalb trifft den 
W. wegen Mißhandlung eine Gefängnißſtrafe von 
8 Monaten. 

Eine nicht unintereſſante Verhandlung betraf 
eine Anklage wegen Beleidigung gegen den Zim- 
mergeſellen Karl Thiele aus Torgelow. Der- 
ſelbe hatte am 5. November v. J. die Kontroll- 
Verſammlung zu Jatznick beſucht und war an die⸗ 
ſem Tage zum Landſturm übergetreten. Die Kon⸗ 
troll-Berfammlung wurde von dem Premier- 
Lieulenant der Reſerve, Herrn Fabrikbeſitzer Dr. 
Vollgold, aus Torgelow abgehalten, bei wel- 
chem Th. früher als Amtediener in Stellung, aber 
wegen Trunkenheit entlaſſen war. Als die Kon- 
troll⸗Verſammlung beendet und Herr Dr. V. ſich 
im Warteſaal des Bahnhofs Jatznick befand, be- 
gann der gleichfalls dort anweſende Thiele ſich ſo 
ungebührlich zu betragen, daß ſich Herr Dr. V. 
veranlaßt ſah, denſelben zur Ordnung zu weiſen. 
Er hatte damit aber nur den Erfolg, daß Th. er- 
klärte, der Herr Lieutenant habe ihm nichts mehr 
zu ſagen. Bei der Ankunft des Zuges in Tor- 
gelow benahm ſich ſodann Th. wiederum in her⸗ 
ausfordernder, beleidigender Weiſe gegenſ zor. V. 
Letzterer machte der vorgeſetzten Militärbehörde 
Anzeige und beantragte die Beſtraſung des Th 
Die Militärbehörde überwies den Antrag dem Zi- 
vilgericht und es kam heute zunächſt die Frage zur 
Entſcheidung, ob Th. nach dem Militär- oder dem 
Reichs⸗Strafgeſetz zu beſtrafen ſei. Der Herr 
Staatsanwalt beantragte in erſter Linie nach dem 
Militär-St.⸗G. B. 6 Wochen ſtrengen Arreſt, in- 
dem er annahm, daß jeder Soldat des Beurlaub- 
ten-Standes, wenn er zur Kontroll-Verſammlung 
einberufen werde, nicht nur während dieſer Ver- 
ſammlung, ſondern während des ganzen Tages, 
an welchem die Verſammlung ſtattfindet, im Mi- 
litär-Verbhältniß ſtehe. Dies werde auch bei jeder 
Kontroll-Verſammlung mitgetheilt. Aber wenn 


man auch annehme, Th. habe nicht mehr im Mi- ger 


litär- Verhältniß geſtanden, jo liege auch nach 
nern rg eee ra net 
eventl. hierfür 6 Wochen Gefänguiß beantragt. 
Von Seiten der Vertheidigung wurde angenom- 
men, daß der militäriſche Standpunkt im vorlie- 
genden Falle nicht Platz greife, da Th. mit dem- 
ſelben Augenblick, als er feinen Schein zum Land⸗ 
ſturm erhielt, aus allen Militär⸗Verhältniſſen aus- 
ſcheide. Nach dem Zivilgeſetz könne er nicht be- 
ſtraft werden, weil dazu der Strafantrag fehle, 
denn Herr Dr. Vollgold hat nur Strafantrag in 
ſeiner Stellung als Premier-Lieutenant und nicht 
als Zivilperſon geſtellt. — Der Gerichts hof nahm 
an, daß das Zivilgericht zur Aburtheilung der 
Sache zuſtändig und daß Th. auch nach dem Zi- 
vilgeſetz (s 185 und 200 d. St.⸗G.-⸗B.) zu be- 
firafen ſei und erkannte auf eine Gefängnißſtrafe 
von 6 Wochen, ſowie Publikationsbefugniß. 


Kunſt und Literatur. 


Theater für hente. Stadttheater: 
„Der Troubadour.“ 


Vermiſchte Nachrichten. 

Der Kreislauf des Weines! 

Aus der Traube in die Tonne, 
Aus der Tonne in das Faß, 

Aus dem Faſſe dann, o Wonne! 
In die Flaſche und ins Glas. 

Aus dem Glaſe in die Kehle, 

In den Magen durch den Schlund, 
Und als Geiſt dann in die Seele 
Und als Wort dann in den Mund. 
Aus dem Worte etwas ſpäter 
Formt ſich ein begeiſtert Lied, 

Das durch Wolken in den Aether 
Mit der Menſchen Jubel zieht. 
Und im nächſten Frühling wieder 
Fallen dann die Lieter fein 

Und als Thau auf Reben nieder 
Und ſie werden wieder Wein. — 

— (ueberliſtet.) Ein Rekrut ſimulirte Taub⸗ 
heit und wurde daraufbin längere Zeit im Mili⸗ 
tär⸗Lazareth von den Aerzten beobachtet. Schon 
ſollte derſelbe aus dem Dienft entlaſſen werden, 
als eines Tages ein vor ihm die Treppe herab- 
ſchreitender Arzt wie im Selbſtgeſpräch äußerte: 
„Der Aermſte iſt jo zufrieden und hat keine Ah⸗ 
nung, daß er zeute Morgen aus Verſehen Gift 
einnahm.“ — Da ſchrie der angeblich Taube 
plötzlich auf und faßte mit beiden Händen nach 
dem Magen. „Kommen Sie, Freundchen“, 
tröſtete ihn der Arzt, „und laſſen Sie ſich in der 
Kaſerne ſchnell ein Gegengift geben.“ 

— Vor einiger Zeit lief eine Notiz durch 
die Zeitungen, in welcher erzählt wurde, wie 
Profeſſor Frerichs ſeine erſte Frau ken⸗ 
nen lernte. Wenig bekannt dürfte es ſein, in 
wie origineller Weiſe der berühmte Mediziner um 
ſeine zweite Gattin freite. Auf die erhebliche Al- 


— Macht der Gewohnheit.) Kaufmann: 
„Ich gebe nichts.“ Bettler: „Adieu!“ Kaufmann: 
„Beehren Sie mich bald wieder!“ 


— (Erſatz für Seife.) Bauernmagd: „J 
thu für mei Lebe nix lieber als Brod backe, 
mer kriegt allemal vom Teigknete jo ſaubere 
Händ!“ 

— Gucker zum Weichkochen von Erbſen und 
Bohnen.) Um dieſe Hülſenfrüchte in Brunnen⸗ 
waſſer weich zu kochen, ſetzt man gewöhnlich et⸗ 
was Soda dazu. Die Speiſe erhält jedoch da⸗ 
durch einen faden Geſchmack. Man empfiehlt die 
Anwendung von Zucker ſtatt Soda. Wird dem 
Waſſer ein wenig Zucker beigeſetzt und werden 
die Hülſenfrüchte darin gekocht und darnach mit 
gewöhnlichem Salz gewürzt, ſo kochen ſie ſich weich 
und nehmen einen trefflichen Geſchmack an. In 
manchen Familien wird man gewiß gern einen 
diesbezüglichen Verſuch machen. 

— (Eine lange Geſchichte.) „Figaro“ er⸗ 
zählt folgenden Scherz: „Juſtine,“ ſagt die Haus⸗ 
frau zur Köchin, „vor drei Wochen fand ich in 
Deiner Küche einen Soldaten — der iſt noch da.“ 
„Madame, er erzählt mir den Krieg von Tonkin 
die Geſchichte iſt noch nicht zu Ende.“ 


Verantwortlicher Redakteur: W. Sievers in Stettin. 


Telegraphiſche Depeſchen. 

Poſen 13. April. Der Meldung der „Po- 
litiſchen Correſpondenz“ aus Rom gegenüber, er⸗ 
klärt der „Curper Poznanski“ kategoriſch, daß die 
Kandidatur Wanjuras von der Kurie vollſtändig 
abgelehnt iſt. Der jetzt, wie verlautet, von Rom 
vorgeſchlagene Kandidat Dekan Graf Poninski iſt 
ein politiſch gemäßigter, nicht kompromittirter Geiſt⸗ 
licher und genießt die Sympathie der Polen. 

München, 12. April. Der König hat, wie 
die „Allgemeine Zeitung“ meldet, das Entlaſſungs⸗ 
geſuch des Kriegsminiſters von Maillinger unter 
huldvollſter Anerkennung der von demſelben ge- 
leifteten hervorragenden Dienſte mit Rückſicht auf 
deſſen vorgeſchrittenes Alter und angegriffene Ge⸗ 
ſundheit genehmigt und vom 1. k. Mts. ab, bis 
wohin der Miniſter im Dienſte verbleibt, den Ge⸗ 
nerallieutenant und Kommandeur der 4. Divifion 
in Würzburg, v. Heinleth zum Kriegsminiſter er- 
nannt. Der König hat geſtern ein ſehr huld⸗ 
volles Handſchreiben an den Miniſter v. Maillin- 
gerichtet. 
München, 13 


dem Reichstags-Abgeordne n von Vollmar 


Ablegung des Rechenſchaftsberichts in Schwabing 


anberaumte ſozialdemokratiſche Verſammlung ift fei- 
tens der Polizei inhibirt worden. 


Paris, 12. April. Dem „Tempo“ wird aus 
Marſeille telegraphirt, daß an alle franzöſiſchen 
Häfen Befehl ergangen ſei, ſämmtliche Provenien- 
zen aus Spanien einer dreitägigen Quarantäne 
zu unterwerfen. ’ 

Paris, 13. April. 
noi von geſtern jagt: 
bene Zeitpunkt für das Aufhören der Feindſelig⸗ 
keiten hat zwar durch die Schwierigkeit der Ver⸗ 
bindungen, namentlich nach der Seite von Yunnan 
hin, eine fünftägige Verzögerung erfahren, that⸗ 
ſachlich find aber die Feindſeligkeiten beider Armeen 
eingeſtellt. 

Petersburg, 12. April. Der Beſchluß des 
Reichsraths, wonach ausländiſche, im Zolltarif 
nicht beſonders benannte landwirthſchaftliche Ma⸗ 
ſchinen und Geräthe (ausgenommen Dampfmotore), 
ſowie die Modelle von ſolchen Maſchinen und Ge⸗ 
räthen einem Zoll von 50 Goldkopeken per Pud 
unterliegen, iſt am 31. v. M. vom Kaiſer ſank⸗ 
tionirt worden. Reſervetheile von landwirthſchaft⸗ 
lichen Maſchinen und Geräthen werden, wie bis⸗ 
her, nach dem entſprechenden Paragraphen des 
beſtehenden Zolltarifs eingeführt. 

London, 12. April. Die Erklärungen des 
Generals Komarow in ſeinem Bericht vom 20. 
März werden von allen Morgenblättern als un- 
befriedigend bezeichnet. Die „Times“ jagt, Ko⸗ 
marow habe ebenſowenig eine befriedigende Er⸗ 
klärung für feinen Angriff auf die Afghanen ab- 
gegeben, wie die ruſſiſche Regierung gerechte Gründe 
für die Anweſenheit ihrer Truppen innerhalb des 
ſtrittigen Gebietes angegeben habe. „Daily News“ 
erfährt, die Regierung habe ſeit letztem Donners- 
tag keine weiteren Depeſchen aus Petersburg em⸗ 
pfangen. Es ſei jedoch kein Grund vorhanden, 
die Situation als weniger boffnungsvoll anzu- 
ſehen. 

London, 13. April. (Telegramm des „Reu⸗ 
ter ſchen Burcau“.) Die Geſchwader in China 
und Auſtralien ſollen durch Panzerſchiffe verſtärkt 
werten; behufe Vervollſtändigung der Ausrüſtung 
für die neuen Kreuzer „Amerſka“ und „Oregon“ 
wurde in mehreren Werkſtätten des Arſenals von 
Woolwich auch geſtern gearbeitet. Als Befehls- 
haber eines zu bildenden Oſtſeegeſchwaders wird 
Admiral Hornby genannt. Nach den im Kriegs- 
Miniſterium aufgeſtellten Anſchlägen würden für 
den Dienſt im Auslande 52,672 Mann Truppen 
von allen Waffengattungen disponibel ſein. 


Ein Telegramm aus Ha⸗ 


Dem „Standard“ wird aus Tirpul vom 7. 


d. Mts. telegraphirt: Wir erhielten die Mel- 
dung, daß die Ruſſen das Murghabufer entlaug 
vorrüden, 


Der offiziell vorgeſchrie⸗ 


* 


